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Das Ende der Nachspielzeit

Herr Grünewald, tagtäglich
versetzt Donald Trump die
Welt in Aufruhr. Und in
Deutschland–wie sind„die Zu-
stände“?
Es tut sichwas im Land. Nachdem
Olaf Scholz 2022 die berühmte
„Zeitenwende“ ausgerufen hatte,
habe ich mit Blick auf die Ge-
fühlslage derMenschen davor ge-
warnt, zu viel auf dieses Wort zu
geben. Die Deutschen waren vier
Jahre lang nicht imWendemodus,
nicht in Aufbruchstimmung, son-
dern in einer Nachspielzeit – mit
demZiel: Ergebnis halten, die be-
stehenden Verhältnisse bewah-
ren.DerZeithorizont ist dabei ge-
danklich immer kleiner gewor-
den.

Das heißt?
Vor ein, zwei Jahren hat man
noch in Jahresdimensionen ge-
dacht, wenn es um die Erhaltung
des Status quo ging. Jetzt zum
Jahreswechsel war man schon
froh, die Weihnachtszeit gut
überstanden zu haben.

Und selbst damit sollte es jetzt
vorbei sein?
NachunserenBefunden in tiefen-
psychologischen Interviews deu-
tet sich das Ende der Nachspiel-
zeit an. Das hat mit drei Entwick-
lungen zu tun. Die erste verbin-
det sich tatsächlich mit Donald
Trump, der mehr denn je als wild
gewordener Elefant im Weltpor-
zellanladen agiert oder als will-
kürlicher Rachegott.

AmBeginn des neuen Jahres verändern drei Entwicklungen die Stimmung –
WirstehenunterproduktivemLeidensdruck,das ist spannungsvollundspannend

Das ist aber doch nichts Neues.
DasNeue ist die Resonanz. Bisher
haben die Menschen Trumps
Trampeleien eher wie ein Schau-
spiel, ein Spektakel verfolgt–mal
amüsiert, mal empört, mal faszi-
niert, mal abgestoßen. Jetzt mer-
ken sie: Das „Spiel“ ist bitterer
Ernst, es kommt uns mit seinen
Konsequenzen bedrohlich nahe.
Und das Staunen wird zur Ohn-
machtserfahrung. Auch bei den
Politikern, die lange Zeit taktiert,
devot geschleimt und so Trumps
Schmierenkomödie geschmiert
haben in der Hoffnung, ihn ir-
gendwie einhegen oder wenigs-
tens selbst ungeschoren davon-
kommenzu können. Jetztmerken
sie: Das funktioniert nicht. Vene-
zuela, Grönland, der drohende
Verlust derWeltordnung– das al-
les rüttelt auf.

Was sind die weiteren Fakto-

DEUTSCHE ZUSTÄNDE

ren, die – wie Sie sagen – das
Ende der Nachspielzeit einläu-
ten?
Das zweite große Thema ist die
Künstliche Intelligenz (KI). Da
kippt das Momentum langsam
von der Verheißung ins Bedrohli-
che. Man dachte: Mit der KI ha-
ben wir den großen Zauberstab,
den Allmachts-Booster – etwas
zwischen persönlichem Heinzel-
männchen und gefügigem
Traumpartner: „Mit der KI bist du
nie mehr ratlos und nie mehr al-
lein.“ Jetzt beginnen wir zu spü-
ren:Wir geraten in eine fleischlo-
se Symbiose mit der KI. Der Ge-
winn an Effizienz und vermeint-
licher sozialer Nähe kippt in
Selbstzweifel und kann bis zum
Verlust der Selbstgewissheit und
des Selbstvertrauens führen:
„Was kann ich noch selbst? Und
wer bin ich überhaupt noch?“
Auch das wird aufrütteln und er-
schüttern. Und das dritte Thema
in diesen ersten Wochen des Jah-
res ist ein Einbruch von Katastro-
phenmit großer Sinnbildlichkeit:
derDiskothekenbrand vonCrans-
Montana in der Neujahrsnacht
und das Zugunglück in Spanien.

Beides schrecklich – aber in-
wiefern symbolträchtig?
Ein Ort, wo Menschen sich gut
fühlen, feiern, die Lebensgeister
steigern, wird unversehens zur
Todesfalle. In der Schweiz, dem
Inbegriff von Sicherheit! Und ein
Zug, der aus den Schienen
springt, verdeutlicht, wie schnell
die Wirklichkeit entgleisen kann.
Wir erleben also in dichter Folge
den Verlust der Alltagsstabilität,
haben den drohenden Verlust des
eigenen Selbst in der KI-Symbio-
se vor Augen und den sich gerade
vollziehenden Zusammenbruch
der Weltordnung.

Und daraus folgern Sie, mit
dem „Weiter so“ ist es vorbei?
Genau. Wir hatten in den vergan-
genen Jahren einen Stau an Be-
wegungsenergie, ohne dass uns
das unmittelbar geschadet hätte.
Jetzt merken wir: Wenn wir die-
sen Stau nicht auflösen und in
Fahrt kommen, dann fliegt uns
alles um die Ohren. Wir sind in
einer aktivierenden Notlage, ste-
henunter einemproduktivenLei-
densdruck. Das Spiel ist aus. Das

ist einerseits unbequem und be-
unruhigend, andererseits span-
nungsvoll und spannend.

Alle drei Faktoren, die Sie nen-
nen, sind aber doch buchstäb-
lich niederschmetternd: Die
Weltlage ist miserabel, das
Selbstvertrauen geht flöten,
und der Alltag ist auch nicht
mehr sicher. Lähmt das nicht
eher, als dass es aktiviert?
Nein. Die Nachspielzeit dauert so
lange, wieman das Gefühl von Si-
cherheit hat. So wie früher: Auf
Mutter Merkel, Vater Staat und
Uncle Sam war Verlass. Das ist
vorbei.

Okay. Es entsteht also, sagen
Sie, eine Stimmung, dass etwas
passieren muss. Aber was?
Das wissen wir noch nicht. Aber
es gibt etliche Punkte, die mich

optimistisch stimmen, dass wir
in eine Bewegung kommen, in
der wir etwas bewegen können.
Erstens: Wir fangen wieder an,
nach Sinn und nach Visionen zu
suchen. Um ein Beispiel zu nen-
nen: Wofür steht Europa? Der
zweite Punkt: Was wollen wir
wirklich bewahren? Demokratie,
Völkerverständigung, Frieden –
alles, was so selbstverständlich
erschien, ist es nicht mehr. Drit-
tens wächst in der aktivierenden
Notlage die Suche nach Verbun-
denheit: Was hält uns zusam-
men? Bekommen die Europäer es
gemeinsam hin?

Sie denken, ja?
Meine Hoffnung nährt sich aus
dem Gedanken, dass die Nach-
spielzeit verbundenwarmit einer
Bereitstellungsmentalität: Wir
dachten, wir könnten die Verant-
wortung immer an andere de-
legieren und bekämen Freiheit,
Sicherheit, Wohlstand frei Haus
geliefert. Jetzt wächst das Gefühl
–Punkt viermeinerÜberlegung-,
dass wir selbst Verantwortung
übernehmenmüssen. Und all das
kann tatsächlich die gestaute Be-
wegungsenergie freisetzen. Wir
geraten am Beginn dieses Jahres
in einen neuen Zustand der Not-
wendigkeit, wo die Not zur Wen-
digkeit führt. Und das ist anders
als die Bewegung, in der wir nur
um uns selbst gekreist sind, da-
mit sich ja nichts verändert.

Das Gespräch führte
Joachim Frank

Vertuschung statt
Verantwortung

NRW-Flüchtlings-
ministerin Josefine
Paul ist von ihrem

Amt zurückgetreten. Da-
mit will sie jetzt den Weg
freimachen für eine un-
voreingenommene Auf-
arbeitung der Abläufe in-
nerhalb der Landesregie-
rung nach dem Terroranschlag von
Solingen. Es sei der Eindruck ent-
standen, sie wolle eine transparen-
te Aufklärung behindern, sagte
Paul in ihrem Statement. Dies sei
aber nicht der Fall. Tatsächlich?
Fest steht: Ministerpräsident

Hendrik Wüst (CDU) hatte nach
dem Attentat eine vollständige
Aufklärung versprochen. An voll-
ständiger Transparenz war aber
nicht jedem in der Führungsebene
im Haus von josefine Paul gelegen.
Dem Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss zum Anschlag
wurden offenbar absichtlich wich-

Ministerin Paul stürzte nicht über denAnschlag von
Solingen, sondern ihr eigenes Krisenmanagement

fahren. Auch diese Mail
war bisher vertuscht wor-
den, was das Fass jetzt
zumÜberlaufen brachte.
BeidemAnschlaginSo-

lingen sind drei Men-
schen ums Leben gekom-
men, zahlreiche wurden
verletzt.DerTäterwarein

Syrer, eigentlich hätte abgeschoben
werden sollen. Die Abläufe haben
viele Fragen zur Arbeit der Auslän-
derbehörden in Deutschland aufge-
worfen.Aberwohlkaumjemandwäre
auf die Idee gekommen, die NRW-
Flüchtlingsministerin für die dys-
funktionale gesamtdeutsche Ab-
schiebpraxispolitischhaftbarzuma-
chen.
Im Fall Paul ist nicht die Tragödie

des Anschlags an sich, sondern sind
dieFehler imKrisenmanagementder
Grund für denRücktritt.
Die Flüchtlingsministerin sei

schon zu einem frühen Zeitpunkt
„falschabgebogen“, heißt es inCDU-
Kreisen. Sie habe den Umstand, dass
essichbeidemTäterumeinenFlücht-
ling handelte, nicht durch eigenes
ZutunvorschnellindenFokusrücken
wollen, um der Stimmungsmache
von Populisten und Rechtsextermen
nichtVorschub zu leisten.
Den Eindruck, Paul sei „mit ange-

zogenerHandbremse“unterwegsge-
wesen, teiltman bei denGrünen.
Es ist ein offenes Geheimnis, dass

sich vor allem die Konservativen in
der CDUmit der Flüchtlingsministe-
rin schwergetan haben. Auch in der
Familienpolitik machte die Grüne
keine gute Figur, die Änderungen
beim Kinderbildungsgesetz haben
einen Proteststurm bei freien Kita-
Trägern ausgelöst. In Düsseldorf
heißt es, mit Paul habe nun das
schwächste Teammitglied die Regie-
rungverlassen.DerRücktritt sollwie
ein Befreiungschlagwirken.
Verena Schäffer, die bisherige

FraktionschefinderGrünenimLand-
tag,giltalseineguteNachbesetzung.
Sie hat selber zwei kleine Kinder und
weiß aus eigener Erfahrung, wie Ki-
taschließungen den Alltag der be-
troffenen Eltern durcheinanderwir-
beln können. Schäffer gilt als offen,
ist im Parlament anerkannt und gut
vernetzt.
Mit dem Rücktritt von Paul ist der

Oppositioneine zentraleZielscheibe
verloren gegangen.

LEITARTIKEL

tige Informationen vorenthalten,
um die grüne Ministerin zu schüt-
zen. Ein fataler Fehler.
Schon kurze Zeit nach dem An-

schlag war der Vorwurf gegen Paul
erhoben worden, sie habe sich zu
spät eingeschaltet. Die Ministerin
hatte sich an dem Anschlagswo-
chenende bei einer Holocaust-Ge-
denkveranstaltung in Frankreich
befunden, die Reise aber nicht ab-
gebrochen. Warum eigentlich
nicht?
Die Grüne hatte sich hinter der

Argumentation verschanzt, ihr
hätten erst am Sonntagmittag
nach der Bluttat gesicherte Infor-
mationen über den Täter vorgele-
gen. Offenbar eine Schutzbehaup-
tung, denn: Vor vier Tagen hatte
sich endgültig herausgestellt, dass
Paul schon amSamstagabend über
die Erkenntnisse der Polizei infor-
miert war.
Und nun wird auch noch be-

kannt: eine Abteilungsleiterin
hatte die Ministerin sogar dazu
aufgefordert, nach Solingen zu

Still verhandelt, hart umkämpft

S chnell und still hat
die Kommission zur
Sozialstaatsreform

ihre Vorschläge erarbei-
tet. Und man kann tat-
sächlich auf Umsetzung
hoffen, wenn der gelun-
gene Aufschlag kein Auf-
takt für Krisengespräche
wird wie zuletzt über die Rente, als
die JungeUniondenZusammenhalt
der schwarz-rotenKoalition testete.
Hier schlummert die größte Ge-

fahr für die Bundesregierung: Dass
sie sich wieder in die Haare kriegt,
sobald es um die Details geht. Der

Sozialstaatsreformkann zur Koalitionskrisewerden

Nachwuchs von CDU und CSU wirft
der Kommission bereits vor, dass sie
den Sozialstaat nicht beschränken
wolle. Dabei haben Union und SPD
genau das im Koalitionsvertrag ver-
einbart: „Das soziale Schutzniveau
wollenwir bewahren.“Daran gibt es
auchnichtszudeuteln,wenndiesen
Schutz nur die wirklich Bedürftigen
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bekommen. Außerdem
stimmt es nicht, dass das
50-Seiten-Papier der
Kommission kein Ein-
sparpotenzial bereithält.
Allein durch eine Bünde-
lung der Aufgaben sollen
zwei von bislang vier Be-
hörden wegfallen.

DaswichtigsteZiel istaber, sovie-
le erwerbsfähige Grundsicherungs-
empfänger wie möglich in den
Arbeitsmarkt zu bekommen.
Hier tauchen Fragezeichen auf.

Leistungsempfänger sollen finan-
zielle Anreize bekommen, durch
Arbeit mehr Geld zu haben, als ih-
nen der Staat zahlt, wenn sie nicht
arbeiten. Man könnte sich auch we-
niger Nachsicht vorstellen: Wer
arbeiten kann, muss arbeiten. Es
gibt keine Rechtfertigung dafür,
leistungslosGeldvondersteuerzah-
lenden Gemeinschaft zu erhalten.
Insgesamt sind die geplanten Än-

derungen bei weitem nicht so radi-
kal sindwie dieHartz- IV-Reformen
unter SPD-Kanzler Gerhard Schrö-
der. Eine zweite Erschütterung die-
ser Art würden die bei 13 Prozent
dümpelndenSozialdemokratenver-
mutlich auch nicht überstehen.
Trotzdemwirddieseabgeschwächte
Variante ein Kraftakt werden.

Clevere
Handelspolitik

US-Präsident Donald Trump
liebtbekanntlichDeals–aller-
dings nur solche, die er selbst

abschließt. Dass die EU und Indien
nun enger zusammenrücken und
sichaufdengrößtenHandelsdealder
Welt geeinigt haben, dürfte ihm
kaum gefallen. Dabei war es gerade
Trumps Politik der Unsicherheit
samt US-Zöllen, die Europa und In-
dienaufderSuchenachneuenMärk-
ten zusammengetrieben und als Ka-
talysatorfürlangefestgefahreneVer-
handlungen gewirkt hat. Die EU
zeigt, wie clevere Handelspolitik
funktioniert: weniger Zölle und Ab-
schottung, mehr Verlässlichkeit und
Zusammenarbeit.
IndienistfürEuropaeinerdernoch

amwenigstenerschlossenenundzu-
gleich einer der spannendstenMärk-
te weltweit. Nirgendwo gibt es mehr
potenzielle Verbraucher, und schon
heute zählt Indien zu den am
schnellsten wachsenden Volkswirt-
schaften. Die EU ist also gut beraten,
sich auf diesem wichtigen Markt zu
positionieren – auch als Gegenge-
wicht zu China. Das Handelsabkom-
men ist ein wichtiger Deal für Euro-
pas Zukunft.
Doch es kann nur ein Anfang sein.

Für weitere Produkte müssen Zölle
fallen,Handelshemmnisse abgebaut

DerDealmit Indien ist gut,
darf die Europäer aber
nicht naivwerden lassen

KOMMENTAR

und Märkte konsequenter geöffnet
werden. Gleichzeitig sollte sich nie-
mand Illusionen hingeben: Selbst
der größte Handelsdeal wird
DeutschlandsWirtschaftnichtallein
wieder in Schwung bringen. Im bes-
ten Fall kann er ausgleichen, was
Trumps Zölle angerichtet haben.
Deutschland darf sich nicht auf den
Erfolgen der EU in Neu-Delhi ausru-
hen. Indien ist außerdemkein einfa-
cher Partner. Die engenMoskau-Be-
ziehungen, militärisch wie diploma-
tisch, sollten Europa nicht naiv wer-
den lassen. Und wenn russisches Öl
weiterüber IndiendenWeg indieEU
findet,fülltdasdierussischenKriegs-
kassenauf.BeiallerberechtigtenEu-
phorie über denHandelsdeal gilt da-
her: Auch bei seinem neuen Partner
muss Europa genauhinschauen.
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